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Schulpflicht vs. Ferientrends: Eltern in
der Bußgeldfalle

Schulschwänzer in Deutschland riskieren Bußgelder bis zu
1.500 Euro für unerlaubte Ferienverlängerungen. Erfahren

Sie mehr!

Das Schuljahr beginnt oft mit einer Herausforderung für viele
Familien: Urlaubszeit ist für viele eine Gelegenheit, die
Schulpflicht in den Hintergrund zu drängen und die Reisepläne
vor oder nach den offiziellen Ferien zu legen. Doch die
Konsequenzen für diese Entscheidung können gravierend sein,
insbesondere in Bezug auf die finanzielle Belastung durch
Bußgelder.

Schulpflicht und die Verantwortung der
Eltern

Die gesetzliche Schulpflicht ist ein zentrales Element des
Bildungssystems in Deutschland. Eltern sollten sich der
Bedeutung dieser Vorschrift bewusst sein und entsprechend
handeln. Damit verbunden ist auch eine Vorbildfunktion, die
Eltern gegenüber ihren Kindern wahrnehmen müssen. Wenn sie
gesetzliche Vorgaben ignorieren, setzen sie nicht nur sich selbst,
sondern auch ihre Kinder in eine prekäre Situation.

Finanzielle Risiken bei unerlaubtem
Fernbleiben

Die vorneherauf unschuldig erscheinenden Planungen für einen
frühen oder längeren Urlaub können hohe Bußgelder nach sich



ziehen. In Nordrhein-Westfalen etwa können den Eltern von
schulpflichtigen Kindern Strafen zwischen 300 und 1.000 Euro
drohen, wenn sie ohne vorherige Genehmigung die Schule vor
den Ferien verlassen. Diese Regelung wirkt sich direkt auf das
Familiensparen aus und sollte bei der Reiseplanung unbedingt
berücksichtigt werden.

Knappes Zeitfenster und zusätzliche
Kontrollen

Mit dem Beginn des neuen Schuljahres stellen die Behörden
fest, dass viele Eltern dazu neigen, ihre Kinder auch nach dem
offiziellen Ferienende noch im Urlaub zu halten. In
Niedersachsen beispielsweise wird erklärt, dass bei nicht
rechtzeitiger Rückkehr aus den Ferien Bußgelder zwischen 5 und
1.000 Euro drohen. Besonders auf Flughäfen, wie in
Memmingen, führt die Polizei gezielte Kontrollen durch, um
Schulverweigerer zu erwischen. Hier wurden bereits Fälle
dokumentiert, in denen Kinder, die krankgemeldet waren, auf
Reisen angetroffen wurden.

Wachsende Zahl der Bußgelder in Bremen

Ein Blick auf die Statistiken zeigt, dass die Strafen für unerlaubte
Ferienverlängerungen in Bremen im Schuljahr 2023/24 auf über
150 Bußgeldbescheide angestiegen sind. Dies bedeutet nicht
nur einen finanziellen Nachteil, sondern wirft auch Fragen über
die Konsequenzen für die Kinder auf, deren Bildung
möglicherweise darunter leidet. Eltern sollten sich fragen, ob der
kurzfristige Vorteil einer günstigeren Reise wirklich den
langfristigen Nachteil eines Bußgeldes und möglicher
schulischer Maßnahmen wert ist.

Ausnahmen bestätigen die Regel

Es gibt selbstverständlich Ausnahmen, die bei der Beantragung
einer Beurlaubung berücksichtigt werden können. Ein „wichtiger



Grund“ – wie eine Todesfall oder dringende medizinische
Behandlungen – kann eine Ausnahme darstellen. Die
Genehmigungen liegen im Ermessen der Schulleitungen, jedoch
wird eine reguläre Urlaubsbuchung nicht als solcher akzeptiert.
Hier sollten Eltern gut informiert und vorbereitet in den Dialog
mit der Schulleitung gehen, um mögliche Probleme zu
vermeiden.

Fazit – Bildung als langfristiges Gut

Die gesetzliche Schulpflicht ist ein wertvolles Gut, das sowohl
Eltern als auch Kinder schützt. Das bewusste Ignorieren dieser
Vorschriften kann weitreichende Folgen haben, sowohl finanziell
als auch in Bezug auf die schulische Bildung. Statt in der
Hoffnung auf ein „Darüberhinwegkommen“ zu planen, sollten
Eltern das große Ganze im Blick haben: die langfristige Bildung
und Entwicklung ihrer Kinder ist letztlich von weit größerer
Bedeutung als kurzfristige Urlaubsvorteile.
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